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Susanne Karr

Kampf um 
Unabhängigkeit 

Mit dem Gesetzesentwurf zur Novellierung 
des Ziviltechnikergesetzes sieht die 
Kammer die Gefahr einer Nivellierung 
sowie eine Bedrohung für KMU und 
EPU – und für die Würde des Standes.
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Die vorgeschlagenen Änderungen im öster-
reichischen Ziviltechnikergesetz sorgen für 
Wirbel. Die geplante Gesetzesnovelle sieht 
vor, dass in Zukunft nur 50 Prozent des 
Kapitals in Ziviltechnikergesellschaften von 
berufsbefugten Ziviltechnikern, Ziviltechni-
kergesellschaften oder interdisziplinären 
Ziviltechnikergesellschaften gehalten wer-
den müssen. Zudem sollen Gesellschaften 
mit fachfremden Berufen möglich sein. 

Die Notwendigkeit einer Gesetzesnovel-
le geht auf ein Vertragsverletzungsverfah-
ren seitens der EU zurück. Die Anfänge lie-
gen bereits im Jahr 2014. Hintergrund ist 
eine EU-weit geltende Dienstleistungsricht-
linie, die den freien Binnenmarkt fördern 
soll. Bei manchen österreichischen Rege-
lungen für freie Berufe – etwa auch bei 
Tierärzten und Patentanwälten – wurden zu 
strenge Auflagen kritisiert. Damals gerieten 
auch Bestimmungen bei Ziviltechnikern ins 
Visier. Sie wurden als diskriminierend ange-
mahnt, weil über 50 Prozent der Anteile 
einer österreichischen Ziviltechnikergesell-
schaft in den Händen von Ziviltechnikern 
liegen müssten und außerdem der Sitz der 
Gesellschaft in Österreich vorgeschrieben 
war. 2017 wurde die Republik geklagt. 
2019 schließlich urteilte der EuGH, dass die 
österreichischen Regelungen mit EU-Richt
linien in Konflikt stünden. 

Öffnung für multinationale Unternehmen
Daraufhin arbeitete das Bundesministerium 
für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
die aktuell diskutierte Vorlage zur Neurege-
lung aus, die nun der Stein des Anstoßes 
ist. Rudolf Kolbe, Präsident der Bundes-
kammer der Ziviltechniker, warnt davor, das 
Kind mit dem Bade auszuschütten, weil die 
Vorlage eine Übererfüllung der Forderun-
gen, ein „Gold Plating“, bedeute. Dieser 
Meinung sind auch die ehemalige Justizmi-
nisterin und EuGH-Richterin Maria Berger 
sowie Universitätsprofessor Walter Obwe-
xer. Deren Einschätzung sei eine weitere 
Bestätigung der Forderungen der ZT nach 
Stellungnahme zur Novelle des Ziviltechni-
kergesetzes im August 2020, so Kolbe. Der 
Gesetzesvorschlag bestärke zudem den 
bereits länger zu beobachtenden Trend zur 
Vergabe von Bauvorhaben an Totalunter-
nehmer. Dies könne zur Folge haben, dass 
Planer quasi als Subunternehmer agieren. 
„Mit diesem Gesetzesentwurf erfolgt eine 
Nivellierung, die letztendlich großen Struk-
turen zugutekommt und eine Bedrohung 
für KMU und EPU darstellt“, heißt es auch 
seitens der Ziviltechniker-Länderkammern. 
Daniel Fügenschuh, Vorsitzender der 

Bundessektion der Architekten und Vize-
präsident der österreichischen Bundes
kammer, merkt an: „Entgegen den kürzlich 
verstärkten Maßnahmen gegen Begünsti- 
gungen internationaler Konsortien, die vor 
allem wegen Steuervermeidungen und 
fehlender Transparenz stark in Kritik stehen, 
würde in diesem Gesetz geradezu eine  
Öffnung für multinationale Unternehmen 
angeregt.“

In Kontakt mit dem Ministerium
Die bisherige Trennung von Planung und 
Ausführung gilt als Garant für Unabhängig-
keit der Ziviltechniker. Die Voraussetzun-
gen, sich Ziviltechniker nennen zu dürfen, 
umfassen Studium, dreijährige Praxis, Zivil-
technikerprüfung und Berufseid. Dieser Eid 
geht mit Verschwiegenheitspflicht und an-
gemessenem Verhalten einher. Würde des 
Standes und Vertrauenswürdigkeit müssen 
eingehalten werden, schließlich gelten 
Ziviltechniker als technische Notare und 
haben das Recht, das Staatswappen zu füh-
ren. Ein Ziviltechniker ist somit ein Sachver-
ständiger und eine öffentliche Urkundsper-
son. Als solche trägt man Verantwortung 
und schafft eine Vertrauensbasis. Daniel 
Fügenschuh betont: „Als Architekt ist es 
mir wichtig – und da kann ich auch für die 
Berufsgruppe sprechen –, dass weiterhin 
der persönliche Kontakt und die Verantwor-
tung in direktem Austausch mit Auftrag
gebern besteht, – und zwar unabhängig 
von den Ausführenden. Durch die Ver- 

Die ZT-Kammer lancierte im Dezember die 
Kampagne „Unabhängig.Planen.Prüfen“.
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schachtelung in ZT-Gesellschaften würde 
man diesen gesellschaftlichen Aspekt ver-
lieren. Es ist wesentlich, in der Diskussion 
genau auf diesen Paradigmenwechsel 
hinzuweisen, dass die Trennung Planung-
Ausführung wegfallen würde.“

Unabhängigkeit bezüglich Interessen 
von Herstellern und Investoren gelte als 
unabdingbare Grundlage für die hohe ge-
leistete Qualität. Durch den Gesetzesent-
wurf nach dem EuGH-Urteil sei nun die Un-
abhängigkeit des Berufsstands in Gefahr. 
Daniel Fügenschuh ortet aber Verhand-
lungsbereitschaft seitens des 

Heftige Diskussionen um 
Gesetzesnovelle
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Daniel Fügenschuh, Bundeskammer-Vizeprä-
sident: „In diesem Gesetz wird Öffnung für 
multinationale Unternehmen angeregt.“

Architektin und Sektionsvorstand der Architekten 
Marion Gruber: „Unabhängigkeit unseres Berufs-
standes gefährdet.“
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Juristisches Gutachten
Um die gesetzlichen Hintergründe genauer 
auszuloten, betraute die Kammer der Zivil-
techniker Wien, Niederösterreich und Bur-
genland im November 2020 die Wiener 
Rechtsanwaltskanzlei KWR mit einem Gut-
achten, in dem die eingebrachten Ände-
rungsvorschläge und Forderungen der 
ZT-Kammer zum Gesetzesvorschlag auf ihre 
Entsprechung mit den europarechtlichen 
Vorschriften hin geprüft wurden. 

Als wesentlich wird in der Stellungnah-
me die Unabhängigkeit der freien Berufe 
vorangestellt: „Die fachliche Unabhängig-
keit gehört zu den core values freiberufli-
cher Dienstleistungen. Sie ist ein Wesens-
merkmal, das die Gemeinwohlorientierung 
der Freien Berufe kennzeichnet und sichert. 
Fachliche Unabhängigkeit bedeutet, dass 
der Freiberufler seine Dienstleistung eigen-
verantwortlich erbringen soll, ohne dabei 
durch staatliche Stellen, Auftraggeber oder 
sonstige Dritte beeinflusst zu werden.“

Eine Schlussfolgerung der Anwaltskanz-
lei bestärkt die Auffassung, dass der mo-
mentane Gesetzesvorschlag eine Überer
füllung der EU-Vorschriften darstelle. Auch 
der Ermessensspielraum, der den einzelnen 
Mitgliedsstaaten zusteht, sei darin nicht 
ausgeschöpft, denn die Richtlinie schreibe 
Ermessensspielraum der Mitgliedsstaaten 
fest, ob und wie ein Beruf zu reglementie-
ren ist – selbstverständlich unter Wahrung 
der Grundsätze von Nichtdiskriminierung 
und Verhältnismäßigkeit. Dieser Ermessens-
spielraum solle im noch möglichen Rahmen 
bei der ZTG-Novelle genutzt werden. Wei-
ters schreiben die Anwälte: „Auch der 

Ministeriums. Nach seiner Einschätzung 
seien weder eine Übererfüllung des EuGH- 
Urteils noch eine Schwächung des Berufs-
standes im Sinne derer, die die Gesetzes-
novelle bearbeiteten. Die ZT-Kammer stehe 
mit dem Ministerium in gutem Kontakt. Das 
Ergebnis der Gespräche bleibt dennoch 
schwer einzuschätzen. Danach muss die 
Novelle die üblichen Stationen über Wirt-
schaftsausschuss, Nationalrat und Bundes-
rat durchlaufen. 

Interdisziplinarität mit Folgen
Große Skepsis besteht seitens der ZT-Kam-
mer vor allem bezüglich der künftig als 
möglich geplanten Formierung einer mul-
tidisziplinären oder hybriden Gesellschaft. 
Diese könnte die bisherige Führungsrolle 
der Ziviltechniker mit Angehörigen von 

Unternehmen aus Handel oder Baugewer-
be aufweichen. In diesem Zusammenhang 
wird vor einem schwindenden Einfluss der 
Ziviltechniker gewarnt, etwa durch Kapital-
beteiligung von Bauunternehmen. Marion 
Gruber vom Wiener Architekturbüro PLOV 
und im Sektionsvorstand der Ziviltechniker-
kammer formuliert diese Problematik: „Die 
Novelle in der vorliegenden Form macht 
möglich, dass der Anteil einer Ziviltechnike-
rin an einer ZT-Gesellschaft mittels Ver-
schachtelungsprinzip auf wenige Prozent 
fallen kann. Die Unabhängigkeit unseres 
Berufsstandes sehe ich damit gefährdet. 
Um wirklich unabhängig agieren zu können, 
müssen Ziviltechnikergesellschaften in den 
Händen von uns Ziviltechnikern bleiben. 
Nur so können wir gegenüber Auftragge-
bern weiterhin Qualität garantieren. Ich bin 
davon überzeugt, dass eine Anpassung des 
Gesetzes hier notwendig ist!“ 

Das bedeute nicht, dass interdisziplinäre 
Gesellschaften von vornherein ausgeschlos-
sen sein sollten: „Viele unserer Mitglieder 
schätzen die Einführung der Option inter-
disziplinärer Ziviltechnikergesellschaften. 
Aber wir fordern, dass diese neuen Gesell-
schaften für die Konsumenten klar und 
transparent als solche erkennbar sein müs-
sen“, erläutert Erich Kern, Ziviltechniker-
kammer-Präsident für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland, die Kammerposition. 
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Aus dem Ministerialentwurf betreffend 
Bundesgesetz, mit dem das Ziviltechni-
kergesetz 2019 geändert wird 
Die gegenständliche Novellierung des 
Ziviltechnikergesetzes (ZTG) wird auf-
grund eines Urteils des Europäischen  
Gerichtshofes vorgenommen. In diesem 
wurde der Republik Österreich die Nich-
tumsetzung von Teilen der Richtlinie über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt vorge-
worfen. Durch die vorliegende Novelle 
des ZTG soll der europarechtskonforme 
Zustand hergestellt werden.

Durch die Novelle sollen neue Rege-
lungen betreffend der Beteiligung am 
Gesellschaftsvermögen von Ziviltechniker-
gesellschaften eingeführt werden. Künftig 
sollen nur 50 Prozent des Kapitals von 
Ziviltechnikergesellschaften von berufsbe-
fugten Ziviltechnikerinnen/berufsbefugten 
Ziviltechnikern, Ziviltechnikergesellschaf-
ten oder interdisziplinären Ziviltechniker-
gesellschaften gehalten werden müssen.

Durch die Novelle soll die Möglichkeit 
geschaffen werden, dass Ziviltechniker 
künftig interdisziplinäre Gesellschaften mit 
Angehörigen anderer Berufe bilden, um 
andere Tätigkeiten als jene des Ziviltech-
nikerberufs auszuüben. Aufgrund der No-
velle sollen Ziviltechnikergesellschaften 
sowie interdisziplinäre Ziviltechnikerge-
sellschaften dazu verpflichtet werden, Än-
derungen ihres Gesellschaftsvertrags dem 
Bundesministerium für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort unverzüglich bekannt- 
zugeben.

Inhalte der Stellungnahme der Anwalts-
kanzlei waren die Überprüfung folgen-
der von der ZT-Kammer gestellten 
Forderungen:
•	 keine Beteiligung von interdisziplinä-

ren ZT-Gesellschaften an 
ZT-Gesellschaften 

•	 keine Verwässerung durch mehr-
stöckige Beteiligungen 
(„Verschachtelung“) 

•	 keine Urkundstätigkeit für interdiszip-
linäre ZT-Gesellschaften 

•	 Umbenennung der interdisziplinären 
ZT-Gesellschaften in „interdisziplinäre 
Gesellschaften“ (eventuell mit dem 
Zusatz „mit Beteiligung von 
Ziviltechnikern“)

Informationen
unabhaengigkeit.arching.at

Auch sind in Bayern beispielsweise Beteili-
gungen von Berufsgesellschaften an ande-
ren Berufsgesellschaften schon seit längerer 
Zeit möglich. Stand heute sehen wir daher 
aktuell keinen Anpassungsbedarf. Wir ste-
hen hierzu aber noch in Kontakt mit den 
Rechtsaufsichten, die sich ebenfalls noch in 
einem Meinungsfindungsprozess zu den 
möglichen Auswirkungen der EuGH-Ent-
scheidung befinden.“

Öffentlichkeitsarbeit
Die ZT-Kammer lancierte im Dezember die 
„Ziviltechniker-Kampagne“. Unterstützt 
vom Karikaturisten Rudi Klein wurden diver-
se Sujets mit dem Slogan „Unabhängig.
Planen.Prüfen“ für den Berufsstand der ZT 
entwickelt. TV- und Radiospots, Posts auf 
Facebook und Instagram, Plakate, Trag
taschen sind Teil des Projekts, das die The-
matik in der Öffentlichkeit sichtbar machen 
soll. Darin heißt es: „Denn es ist höchste 
Zeit, die Gesellschaft zu sensibilisieren, was 
passieren könnte, wenn es bei der Novelle 
unseres Berufsrechts so kommt wie jetzt 
von der Bundesregierung geplant – und 
welch enorme gesellschaftliche Relevanz 
der Beruf Ziviltechniker hat.“ Die Kampag-
ne verweist zudem auf das unnötige „Gold 
Plating“ in der Gesetzesvorlage, „das Ver-
braucherschutz und Unabhängigkeit ge-
fährdet und ohne Not einen österreichi-
schen Berufsstand bedroht“. 

Es wird auf das rechtliche Gutachten 
verwiesen, in dem die Rechtssicherheit der 
seitens der Ziviltechnikerkammern vorge-
legten Forderungen bestätigt sei. Diese 
Forderungen sollen den bisher ausgearbei-
teten Gesetzesvorschlag des Ministeriums 
für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
justieren. Eine Onlinepetition auf der Web-
site des Parlaments erhielt innerhalb von 
zehn Tagen, bis zum Ende der Stellungnah-
mefrist am 11. September, 2829 Unterstüt-
zungserklärungen, 1752 davon sogar na-
mentlich auf der Website des Parlaments 
gelistet.

Von oberster Stelle im Staat kommt mit-
tels Videobotschaft Unterstützung: Zum 
160-jährigen Jubiläum bezeichnet Bundes-
präsident Van der Bellen darin die „Zivil-
techniker und Ziviltechnikerinnen als techni-
sches Fundament unserer Gesellschaft“.  •

©
 B

un
d

es
ka

m
m

er
 Z

T

EuGH legte dar, dass Beschränkungen 
hinsichtlich Rechtsform und Beteiligung 
grundsätzlich geeignet sind, unter anderem 
die Ziele zum Schutz der Dienstleistungs-
empfängerinnen zu erreichen. Die Republik 
Österreich hat es nur letztlich verabsäumt, 
ausreichend zu den Unvereinbarkeitsbe-
stimmungen im weiteren Sinne vorzubrin-
gen, sprich die eigene Gesetzeslage zu 
verteidigen.“ 

Wiederholte Anfragen bei der Presseab-
teilung des BMWD nach einem Statement 
bezüglich der ZTG-Novelle wurden sehr 
knapp und wenig aussagekräftig beantwor-
tet. Man ersuchte um Verständnis für die 
Zurückhaltung, weil es sich beim Thema um 
ein laufendes Gesetzgebungsverfahren 
handle, das in den letzten Wochen medial 
präsent war. Folgende Mitteilung wurde 
dazu formuliert:  „Die Novelle des Ziviltech-
nikergesetzes war aufgrund eines EuGH-Ur-
teiles notwendig, um einen europarechts-
konformen Zustand herzustellen. Der 
Umsetzungsspielraum war aufgrund des 
Urteils gering.“

In Bayern mit Interesse verfolgt
Die weitere Entwicklung des Gesellschafts-
rechts der Ziviltechniker in Österreich ist 
auch für internationale Kooperationen 
wichtig und wird im benachbarten Deutsch-
land, vor allem in Bayern, mit Interesse ver-
folgt. Rechtsanwalt Fabian Blomeyer von 
der Bayerischen Architektenkammer bestä-
tigt, dass man mit den Kollegen in Wien im 
engen Austausch steht. „Tatsächlich ist die 
Rechtslage in den beiden Staaten etwas 
unterschiedlich. Während in Österreich 
Berufsgesellschaften eigene Erlaubnisse 
haben, handelt es sich in Deutschland um 
einen reinen Berufsbezeichnungsschutz. 

Bundeskammer-Präsident Rudolf Kolbe: 
„Vorlage bedeutet eine Übererfüllung der 
Forderungen, ein Gold Plating.“
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